Neue Formen des Regierens und Klimaschutz durch private Unternehmen? by Fuhr, Harald et al.
www.ssoar.info
Neue Formen des Regierens und Klimaschutz
durch private Unternehmen?
Fuhr, Harald; Lederer, Markus; Schröder, Miriam
Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
GIGA German Institute of Global and Area Studies
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Fuhr, H., Lederer, M., & Schröder, M. (2008). Neue Formen des Regierens und Klimaschutz durch private
Unternehmen? (GIGA Focus Global, 7). Hamburg: GIGA German Institute of Global and Area Studies - Leibniz-Institut
für Globale und Regionale Studien. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-274781
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur




This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence








Neue Formen des Regierens und Klima­
schutz durch private Unternehmen?
Harald Fuhr, Markus Lederer, Miriam Schröder
Ein unerwartetes Phänomen zeigte sich auf der Klimakonferenz in Bali im Dezember 
2007: Am Bali Global Business Day forderten 350 Unternehmensvertreter von der interna-
tionalen Staatengemeinschaft die Fortsetzung des Kyoto-Protokolls und des dazugehö-
rigen Clean Development Mechanism (CDM). Verkehrte Welt?
Durch das Kyoto-Protokoll wurden – erstmals in der Geschichte internationaler Umwelt-
verträge – Unternehmen zu Hauptakteuren der Vertragsumsetzung gemacht. Die staatli-
chen Reduzierungsziele für Treibhausgase haben einen Markt für ein neues Produkt ge-
schaffen. Unternehmen sollen nun kostengünstig das öffentliche Gut „stabiles Klima“ be-
reitstellen und zur nachhaltigen Entwicklung in den Gastländern beitragen.
Analyse:
Mit der zentralen Einbindung von Wirtschaftsakteuren in die Umsetzung eines inter-
nationalen Vertrages wurde eine neue Form von Governance eingeführt, deren Effek-
tivität jedoch noch in Frage steht.
Neue Formen der Steuerung in der Umweltpolitik durch Wirtschaftsakteure und 
Marktkräfte können in OECD-Ländern Erfolge nachweisen. Zu diskutieren bleibt, ob 
die Übertragung dieser neuen Formen auf Nicht-OECD-Länder eine Verbesserung 
der lokalen Umweltsituation ermöglicht, die staatliche Akteure bisher nicht leisten 
konnten – oder wollten.
Für die Ingangsetzung des globalen CO2-Marktes ist das Zusammenspiel staatlicher 
und nichtstaatlicher Akteure in partnerschaftlichen Arrangements gefragt. Diese Part-
nerschaften haben eine katalytische Funktion für die Marktetablierung, verlieren aber 
im Laufe einer erfolgreichen Marktentwicklung an Bedeutung und geben ihre Steue-
rungsfunktion an private Wirtschaftsakteure ab.
Marktkräfte sorgen dafür, dass Treibhausgase besonders kostengünstig reduziert 
werden. Der Handel mit den Reduzierungszertifikaten ermöglicht Unternehmen 
auch den Einstieg in neue Märkte, die Verbesserung ihres Firmenimage und vielleicht 
neue Wettbewerbsfähigkeit. Selbst wenn der globale CO2-Markt ständig an Volumen 
und Transaktionen gewinnt, so bleibt doch fraglich, ob durch diese Mechanismen al-
lein auch das politische Ziel eines stabilen Weltklimas erreicht wird. Der „Schatten 
der Hierarchie“ – d. h. die Übernahme von (Steuerungs-)Verantwortung seitens nati-
onalstaatlicher Akteure weltweit – bleibt also nach wie vor wichtig.
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1.	 Einleitung
Die nationale und internationale Umweltpolitik 
gehörte zu den ersten Politikbereichen, in denen 
sich neue Formen von Governance herausbildeten. 
Das gilt, wie wir im Folgenden zeigen werden, 
insbesondere für den globalen Klimaschutz. Um-
weltprobleme fallen heute häufig nicht mehr in 
die alleinige Zuständigkeit eines Staates und lassen 
sich von einem Staat allein weder effektiv angehen 
noch finanziell tragen. Überdies werden „harte“ 
Formen staatlicher Regulierung national wie inter-
national heute zunehmend durch „weichere“ For-
men von Governance ergänzt, die nicht mehr auf 
den Staat als Hauptakteur ausgerichtet sind, son-
dern auch Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
und private Wirtschaftsakteure in Steuerungsauf-
gaben einbeziehen.
Alternativ zur staatlichen Command-and-Con-
trol-Regulierung und zu selbst aufoktroyierten Ver-
pflichtungserklärungen fordern Ökonomen schon 
lange die Internalisierung von Umweltschäden in 
die Produktionskosten von Unternehmen. So fän-
den Marktmechanismen allgemeine Verbreitung, 
die Externalitäten, z. B. der Verschmutzung der 
Umwelt, einen Wert in den globalen Produktions-
ketten zusprechen. Wenn die neu geschaffenen 
Güter wie Luft oder Wasser auf einem globalen 
Markt gehandelt würden, dann ergäben sich dar-
aus weltweite Handlungsoptionen, die für alle pri- 
vaten und staatlichen Akteure in Entwicklungs- 
und Industrieländern gleichermaßen gelten.
Wir wollen im Folgenden aufzeigen, inwieweit 
derartige innovative und marktförmige Regulie-
rungsansätze mit Erfolg in der internationalen Kli-
mapolitik angewendet werden. Unsere These ist, 
dass der so genannte Clean Development Mechanism 
(CDM) als eine solche neue Form von Governance 
bezeichnet werden kann, da der CDM 
nicht mehr allein staatliche Akteure und Re-
gierungen, sondern gleichzeitig private Wirt-
schaftsakteure und andere nichtstaatliche Ak-
teure (wie etwa Umweltgruppen) in die Bereit-
stellung des öffentlichen Guts „intaktes Klima“ 
einbindet und 
überdies erlaubt, Steuerungsformen, die bisher 
auch nur rudimentär in der Umweltpolitik der 
OECD-Länder angewendet werden, zu globali-
sieren und in Kontexte zu übertragen, die ganz 




Anders als in OECD-Ländern gelten Analysen zur 
Umweltpolitik und zu deren neuerlichem Wandel 
in Entwicklungs- und Schwellenländern noch als 
sehr bruchstückhaft. Die Rolle privater internatio-
naler Wirtschaftsakteure in solchen Prozessen des 
Policy-Wechsels, speziell in der Umweltpolitik, 
wurde bisher kaum beachtet. Viele Autoren gehen 
von eher passiven Regierungen aus, die dazu nei-
gen (fast) jedes Angebot anzunehmen, wenn Unter-
nehmen in ihren Ländern investieren (z. B. Brühl et 
al. 2004). Derartige Ansätze vernachlässigen aber 
häufig nicht nur die Analyse der unterschiedlichen 
Allianzen, die private Akteure mit staatlichen und 
nichtstaatlichen Akteuren (auch lokalen Unterneh-
men) eingehen, sondern auch die der spezifischen 
Bedingungen, unter denen diese kumulativ neue 
institutionelle Arrangements nachfragen, die spä-
ter dann von der staatlichen Verwaltung in innova-
tiver Weise bereitgestellt werden (Fuhr 2001).
Während private Unternehmen lange Zeit als 
Umweltverschmutzer und daher als Problemverur-
sacher galten, betonen Autoren wie Cashore (2002) 
und Streck (2004), dass Wirtschaftsakteure gerade 
aufgrund ihrer technischen und finanziellen Res-
sourcen zentrale Beiträge zum Umweltschutz, vor 
allem auch über entsprechende Marktmechanis-
men, leisten können. Bevor wir auf diese interes-
santen Mechanismen näher eingehen, wollen wir 
jedoch kurz einige wichtige Aspekte der interna-




In Politik, Gesellschaft und Wirtschaft ist man sich 
weitgehend einig, dass ein intaktes Weltklima ein 
öffentliches Gut ist, von dessen Konsum keiner aus-
geschlossen werden kann (Nichtausschließbarkeit) 
und dessen Konsum nicht den Nutzen eines ande-
ren einschränkt (Nichrivalität). Der Klimawandel 
wird somit zu einem Problem globaler Dimension, 
das gemeinsames Handeln all seiner Verursacher 
erfordert. Kein politisches Instrumentarium ist je-
doch zurzeit in der Lage, eine solche globale und 
transnationale Veränderung herbeizuführen. So be- 
schränkt sich auch in der Klimapolitik die Problem-
lösung vorerst primär auf zwischenstaatliche Ver-
einbarungen wie das Kyoto-Protokoll, in dem sich 
Industriestaaten zur Reduzierung von Treibhaus-
gasen verpflichten. Umstritten ist bislang noch, 
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welches die effizientesten und kostengünstigs-
ten Optionen des Klimaschutzes sind, 
wer wie die Verantwortung für den Klimaschutz 
tragen soll, 
welche umfassenden Konsequenzen der Klima-
wandel hat und wie mögliche finanzielle Lasten 
verteilt werden sowie 
welche Anpassungsmaßnahmen innerhalb wel-
cher Zeit erforderlich sind. 
Ungünstigerweise sind derartige Kontroversen um 
den Klimawandel noch weitgehend auf die OECD-
Welt begrenzt, mit dem Argument, dass die Ver-
änderung des Klimas hauptsächlich ein Produkt 
der ressourcenintensiven Industrialisierung in 
den Industrieländern sei und daher – quasi nach 
dem Prinzip „Der Verschmutzer zahlt“ – auch den 
Industrieländern die Hauptverantwortung für 
Maßnahmen gegen den Klimawandel zufalle. Das 
Problem mit dieser Argumentation ist allerdings 
schon absehbar, denn zum einen werden Länder 
wie Brasilien, China und Indien in den nächsten 
beiden Dekaden rasch zu den großen Verschmut-
zern aufschließen, zum anderen zeichnet es sich 
ab, dass selbst bei starkem Engagement der OECD-
Länder die Folgen des Klimawandels so gravie-
rend sein werden, dass Entwicklungsländer selbst 
massiv und proaktiv Eigenmaßnahmen ergreifen 
müssen (Wheeler/Ummel 2007).
Im Rahmen des Kyoto-Protokolls sind Entwick-
lungs- und Schwellenländer bisher nicht zu Redu-
zierungsmaßnahmen für Treibhausgase verpflich-
tet. Dennoch birgt das Kyoto-Protokoll auch die 
Möglichkeit, Nicht-Annex I-Länder1 über die so 
genannten flexiblen Maßnahmen in Klimaschutz-
maßnahmen einzubinden. Die flexiblen Mechanis-
men umfassen den internationalen Emissionshan-
del, die Joint Implementation (JI) und den CDM. Die-
se Instrumente des Kyoto-Protokolls sind markt-
gestützte Mechanismen zur kosteneffizienten Er- 
reichung der festgelegten Reduzierungsziele. Sie 
können als neue Formen von Governance inso-
fern aufgefasst werden, als erstmalig und explizit 
privaten Unternehmen bei der Umsetzung eines 
zwischenstaatlichen Regimes eine Hauptrolle zu-
gesprochen wird, selbst wenn die Verantwortung 
für die Erreichung der Emissionsreduzierungen 
weiterhin bei den beteiligten Nationalstaaten ver-
bleibt.
 Alle Länder, die in Annex I des Kyoto-Protokolls aufge-
führt sind, unterliegen verpflichtenden Reduzierungszie-





Hier kommt der bereits mehrfach genannte 
CDM ins Spiel. Der CDM ist ein Instrument, mit 
dem eine kostengünstige Reduzierung von Treibh-
ausgasen auf globaler Ebene erreicht werden soll. 
Ausgehend von der Tatsache, dass Treibhausgase 
unabhängig von ihrem Entstehungsort zur Ver-
schlechterung des Weltklimas beitragen, ist es 
ökonomisch sinnvoll, Treibhausgase dort zu redu-
zieren, wo es am kostengünstigsten ist. Da im All-
gemeinen davon ausgegangen werden kann, dass 
Industrieanlagen in Industrieländern schon über 
sauberere Technologien verfügen als Anlagen in 
Entwicklungsländern (d. h., dass die Kosten, um 
die bereits relativ guten Technologien weiter auf-
zurüsten, in Industrieländern höher liegen), soll 
der CDM eine Reduzierung von Treibhausgasen 
in Entwicklungsländern erlauben, selbst wenn die-
se Länder keine Reduzierungsverpflichtungen im 
Kyoto-Protokoll eingegangen sind.
In Europa etwa wurde das European Emission 
Trading System (EU ETS) eingeführt, das von euro-
päischen Unternehmen den Nachweis von Emissi-
onsreduzierungen entweder durch Maßnahmen in 
den eigenen Anlagen oder durch den Zukauf von 
Zertifikaten fordert. So kann es sich beispielsweise 
für ein europäisches Unternehmen rechnen, nur 
bis zu einem bestimmten Technologieniveau die 
eigenen Anlagen umzurüsten und die übrigen be-
nötigten Zertifikate auf dem Markt oder durch Ini-
tiierung von CDM-Projekten zu bekommen. Der 
entstehende Markt soll es also erlauben, mit mög-
lichst wenig Kosten möglichst viele Treibhausgase 
zu vermeiden.
Mit dem Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls 
im Februar 2005 kam es zur Herausbildung eines 
transnationalen Marktes für den Handel mit den 
Certificates of Emission Reduction (CERs), die die 
Reduzierung von Treibhausgasemissionen in Ent-
wicklungsländern zertifizieren (Benecke/Friberg/
Schröder 2006). Im Juni 2008 gab es insgesamt 
.080 registrierte CDM-Projekte, und knapp 2.000 
weitere Projekte befinden sich in Vorbereitung. 
Allein die registrierten Projekte werden bis 2012 
zusammen 1.159 Millionen CERs generieren und 
damit einen Markt etablieren, der mehrere Milliar-
den US$ umfasst.
Der CDM hat jedoch, entsprechend Artikel 2 
des Kyoto-Protokolls, nicht nur die Aufgabe, eine 
kostengünstige Reduzierung von Treibhausgasen 
zu ermöglichen, sondern auch, einen Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung in den jeweiligen Ent-
wicklungsländern zu leisten (Mendis/Openshaw 
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2004). Dies bedeutet, dass zur Erbringung derar-
tiger Governance-Leistungen auch nichtstaatliche 
Akteure herangezogen werden, die durch umwelt-
freundliche, sozialverträgliche und wirtschaftlich 
rentable CDM-Projekte zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung beitragen sollen. Wenn also die CDM-Ak-
tivitäten privater Akteure erfolgreich sind, sollten 
sie auch iterativ Defizite im Umwelt- und Energie-
bereich beheben und zur praktischen Bereitstellung 
öffentlicher Güter wie lokaler Umweltverbesserung 
und globalem Klimaschutz beitragen.
3.	 Gründe	und	Formen	privatwirtschaftlichen	
Engagements	in	der	Klimapolitik
Warum aber sollten Wirtschaftsunternehmen CDM-
Projekte durchführen? Was ist die Hauptmotivati-
on für ein Engagement auf dem entstehenden CO2-
Markt, welche Arten von Unternehmen beteiligen 
sich an den globalen Aktivitäten gegen den Klima-
wandel und mit welcher Form des Engagements?
Wenn wir Rentabilität und Profit als überge-
ordnete Ziele privater Wirtschaftstätigkeit anneh-
men, dann ist die kostengünstige Reduzierung von 
Treibhausgasen durch CDM-Projekte einer der 
Hauptgründe für die Beteiligung von Wirtschafts-
unternehmen. Im Falle von Unternehmen, die von 
ihrer Regierung, z. B. im Rahmen des europäischen 
Emissionshandelssystems, zur Emissionsreduzie-
rung verpflichtet sind, ist es (wie bereits erwähnt) 
nahe liegend, dass sie versuchen, ihren Verpflich-
tungen dort nachzukommen, wo es für sie am 
kostengünstigsten ist – und dies sind in den meis-
ten Fällen Emissionsreduzierungen über CDM-
Projekte in Entwicklungsländern (Benecke/Friberg/ 
Schröder 2006). Darüber hinaus gibt es aber auch 
andere Gründe, warum sich Unternehmen für 
CDM-Projekte interessieren: CDM-Projekte können 
helfen, neue Märkte in Entwicklungsländern zu er-
schließen und neue Geschäftspartner zu gewinnen. 
CDM-Projekte, die einen vorzeigbaren Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung in den Gastländern leis-
ten, können zudem für das Greening des Firmen-
image genutzt werden, um damit wiederum die ei-
gene Wettbewerbsposition zu verbessern (Kütting 
2004). Überdies geht es bei vielen Firmen auf den 
Märkten der Zukunft in Industrie-, Schwellen- und 
Entwicklungsländern explizit um „grüne Wettbe-
werbsfähigkeit“ (Lash/Wellington 2007). Auf dem 
europäischen CO2-Markt ist zudem die Heraus-
bildung eines Sekundärmarktes zu beobachten, auf 
dem spezialisierte Unternehmen ihre technischen-, 
Management- und Finanzdienstleistungen zur Ver-
fügungen stellen. Die noch hohen Schwankungen 
für die Zertifikatspreise aus CDM-Projekten ziehen 
zudem Spekulanten auf den neuen Markt, die mit 
Risikokapital den Markt anreizen.
Ein solch hochkomplexer Markt entsteht jedoch 
nicht von selbst und schon gar nicht spontan. Wie 
bereits angedeutet, beruhte die Etablierung des 
Marktes auf Entscheidungen der Staatengemein-
schaft, d. h., der nationalstaatliche „Schatten der 


























Quelle: Zusammenstellung der Autoren.
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notwendig. Internationale Organisationen spielten 
bei der Initiierung von CDM-Projekten, besonders 
in der Anfangsphase des CO2-Marktes, ebenfalls 
eine wichtige Rolle, indem sie finanzielle Ressour-
cen bereitstellten. So gründete die Weltbank in 
Zusammenarbeit mit einigen OECD-Ländern und 
privaten Wirtschaftsakteuren mehrere so genann-
te Carbon Funds, die eine wichtige Katalysatoren-
funktion für CDM-Projekte übernehmen.
Die neuen Formen von Governance im Klima-
schutz zeigen allerdings auch erste Risse. So be-
fürworteten NRO in den Verhandlungen zum 
Kyoto-Protokoll zwar den CDM, weil sie darin die 
Möglichkeit des Technologie- und Finanztransfers 
in die Entwicklungs- und Schwellenländer sahen. 
Seit dem Start des CO2-Marktes aber gibt es bei 
den NRO deutlich mehr Kritiker, die beim CDM 
zu viele Marktinteressen und zu wenig Interesse 
an nachhaltiger Entwicklung in den Gastländern 
sehen. Überdies betonen sie, dass Unternehmen 
CDM-Projekte eher für das Greening ihres Fir-
menimage einsetzten und zu wenig Engagement 
zeigten, die Treibhausgasemissionen ihrer heimat-
lichen Anlagen zu vermindern.
Eine oft kritisierte Folge der Anreizstrukturen 
des CO2-Marktes ist die ungleiche regionale Ver-
teilung der bisherigen CDM-Projekte. So kam es 
in den vergangenen Jahren hauptsächlich zu Vor-
haben in Asien und Lateinamerika – und kaum 
in Afrika. Daraus lässt sich schließen, dass markt-
orientierte Arrangements (wie der CDM) Investi-
tionen vorwiegend in Länder mit guten Marktbe-
dingungen ziehen, ohne dabei politische Kriterien, 
wie etwa den Bedarf an nachhaltiger Entwicklung, 
zu beachten. Aus unserer Sicht ist dies jedoch nicht 
überraschend, denn Marktmechanismen steigern 
per Definition eben nur Effizienz und nicht not-
wendigerweise gleichzeitig Gerechtigkeit oder 
Nachhaltigkeit. Glücklicherweise sind im Fall des 
CDM allerdings die Länder mit den meisten CDM-
Projekten – Brasilien, China und Indien – de-
ckungsgleich mit den Ländern, die in den nächsten 
Dekaden die höchsten Steigerungsraten bei den 
Treibhausgasemissionen aufweisen werden. Ohne 
die einzelnen CDM-Projekte wäre die Reduzierung 
von Treibhausgasen nicht nur teurer, sondern die 
Entwicklungs- und Schwellenländer wären über-
haupt nicht in den internationalen Klimaschutz 
einbezogen. Ferner wird auch der CO2-Markt – wie 
jeder andere Markt – nachgesteuert. Dies erfolgt 
zum Teil durch die Unternehmen selbst, die ak-
tiv bei der Regelsetzung und der Akkreditierung 
einzelner Projekte mitwirken, aber auch durch die 
Staatengemeinschaft oder durch internationale 
Organisationen. Eine herausragende Rolle spielen 
hier die auch in diesem Politikfeld immer häufi- 
ger anzutreffenden transnationalen partnerschaftli­




Transnationale PAs werden hier als praxisorien-
tierte Lösungen für globale Probleme angesehen, 
die weder von öffentlichen noch von privaten Ak-
teuren allein angeboten werden können (Reinicke 
et al. 2000). Dies erfolgt teils wegen der spezifischen 
Charakteristika eines bereitzustellenden Guts, teils 
aber auch wegen unzureichender technischer Ka-
pazitäten und legitimatorischer Voraussetzungen.
Aufschlussreich für derartige PAs ist der Proto-
type Carbon Fund (PCF), den die Weltbank im Jahr 
1999 gründete. Der PCF diente einerseits als Lern-
plattform für staatliche und private Akteure, die 
an Maßnahmen interessiert waren, um Treibhaus-
gasemissionen zu verringern und eine nachhaltige 
Entwicklung in den Partnerländern einzuleiten 
(World Bank 2004). Er trug andererseits aber auch 
zur Initiierung des CO2-Marktes bei, indem er 
den teilnehmenden Akteuren Wissen über CDM-
Abläufe und Einstiegschancen in neue Märkte 
vermittelte und durch ein gemischtes Portfolio 
an CDM-Projekten das Risiko für den einzelnen 
Beteiligten im entstehenden Markt verringerte. 
Tatsächlich nahm das Risiko von CDM-Projekten 
auf dem CO2-Markt durch das Inkrafttreten des 
Kyoto-Protokolls, durch die zunehmende Stabili-
tät der Zertifikatspreise, durch die praktischen Er-
fahrungen in der CDM-Projektentwicklung und 
durch ein diversifiziertes Projektportfolio mit ver- 
schiedenen Projekttypen in unterschiedlichen Re- 
gionen, letztlich aber auch aufgrund der politi-
schen Zusicherungen für einen CO2-Markt nach 
2012 deutlich ab. Anfang 2007 erreichte der PCF 
sein angestrebtes Projektvolumen und sein Portfo-
lio wurde geschlossen. Mittlerweile übernehmen 
staatlich initiierte Klimaschutzfonds und private 
Investitionsfonds immer mehr seine Funktion.
Bereits drei Jahre nach Initiierung des CO2-
Marktes zeigt sich, dass PAs für das CDM-Haupt-
geschäft obsolet werden, ihre katalytische Funkti-
on in Nischenbereichen aber weitgehend behalten. 
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Das gilt vor allem für CDM-Projekte in den bisher 
vernachlässigten afrikanischen Ländern oder für 
CDM-Projekte mit besonderen Beiträgen zur nach-
haltigen Entwicklung. Die Weltbank z. B. legte un-
längst zwei neue Fonds auf, die durch private und 
öffentliche Gelder gespeist werden, wobei der eine 
primär Projekte im Bereich Forstwirtschaft und 
Landnutzung stützen soll (BioCarbon Fund) und der 
andere die Finanzierung für kleinere und auf dörf-
licher Ebene initialisierte Projekte bereitstellt (Com-
munity Development Carbon Fund). Die Kick-start-
Funktion internationaler Organisationen scheint 
damit für den CO2-Markt an sich nicht mehr not-
wendig zu sein. Für Nischenmärkte jedoch bleibt 
der Bedarf hoch.
Fraglich bleibt, ob der CO2-Markt nunmehr ei-
ner Regulierung bedarf – und wenn ja, wie und 
durch wen. Eine derartige Funktion könnte zwar 
durch nationalstaatliche Akteure übernommen 
werden, es könnten aber auch Politiknetzwerke 
auf jeweils verschiedenen Politikebenen sein, die 
aus privaten Wirtschaftsakteuren, internationalen 
Organisationen und NRO bestehen. Für die letzte 
Option spricht u. a. die Tatsache, dass die national-
staatlichen Akteure im europäischen CO2-Markt 
eine heikle Doppelrolle wahrnehmen: Sie treten 
nämlich einerseits als Käufer von Zertifikaten für 
ihre Emissionsverpflichtungen unter dem Kyoto-
Protokoll auf und haben andererseits als Mitglied 
des Kyoto-Protokolls regulative Mitbestimmungs-
macht. Insofern fallen sie als Kontrollinstanz für 
die Einhaltung der Regelungen eher aus. Ob ein 
derartiges Outsourcing staatlicher Überwachungs-
funktionen an private Unternehmen im Umwelt-
bereich jedoch funktionieren wird, ist ungewiss.
5.	 Zusammenfassung:	Der	kritische	Beitrag	
privater	Wirtschaftsakteure	zur	Klimapolitik
Nach Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls und nach 
Initiierung des CO2-Marktes lässt sich ein Enga-
gement privater Wirtschaftsakteure auf der na-
tionalen und auf der internationalen Ebene be-
obachten. Deren Integration in die internationale 
Klimapolitik zeigt neben den bereits genannten 
positiven auch negative Auswirkungen für die Be-
reitstellung des öffentlichen Guts Klimaschutz.
Das negative Beispiel für privatwirtschaftliches 
Engagement findet man auf Ebene der europä-
ischen Nationalstaaten: Hier haben private Unter-
nehmen die klassische Rolle des Lobbyisten wahr-
genommen und sind mit dafür verantwortlich, 
dass die Reduzierungsverpflichtungen für Indus-
trie- und Energieunternehmen in den meisten eu-
ropäischen Ländern (u. a. Deutschland) so gering 
ausfallen, dass europäische Unternehmen kaum 
finanzielle Anreize haben, sich für CDM-Projekte 
in Entwicklungs- und Schwellenländern zu enga-
gieren.
Abbildung	2:	 Übergang	von	partnerschaftlichen	Arrangements	zur	Marktaktivität	auf	dem	CO2-Markt
Quelle: Zusammenstellung der Autoren.
Normale
Marktaktivitäten





Auflösung eines PA oder 
Übergang zur Markt-





- 7 -GIGA Focus Global 7/008
Brühl, Tanja / Feldt, Heidi / Hamm, Brigitte / Hum-
mel, Hartwig / Martens, Jens (Hg.) (2004): Unter-
nehmen in der Weltwirtschaft. Politiknetzwerke, 
Unternehmensregeln und die Zukunft des Multi-
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Privatization of Environmental Governance. How 
Non-State Market-Driven (NSMD) Governance 
Systems Gain Rule-Making Authority, in: Govern-
ance, 15, 4, S. 503-529.
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centives to Reform. Globalization and Its Impact 
on Public Sector Performance and Governance 
in Developing Countries, in: Hulme, D. / Polida-
no, Ch. (Hg.): Governance Reform in Developing 
Countries, Public Management Review, Special 
Edition, S. 419-443.
Germanwatch (2007): Klimaschutzindex 2007.
Kütting, Gabriela (2004): Globalization and the En-
vironment. Greening Global Political Economy, 
Albany, NY.
Lash, Jonathan / Wellington, Fred (2007): Competit-
ive Advantage on a Warming Planet, in: Harvard 
Business Review, March, S. 95-102.
Mendis, Matthew / Openshaw, Keith (2004): The 
Clean Development Mechanism. Making It Op-
erational, in: Development and Sustainability, 6, 
S. 183-211.
Reinicke, Wolfgang H. / Deng, Francis / Benner, Tho-
mas / Witte, Jan M. (2000): Critical Choices. The 
United Nations, Networks, and the Future of 
Global Governance, Ottawa, Canada.
Streck, Charlotte (2004): New Partnerships in Global 
Environmental Policy. The Clean Development 
Mechanism, in: Journal of Environment and De-
velopment, 3, 3, S. 295-322.
Wheeler, David / Ummel, Kevin (2007): Another In-
convenient Truth: A Carbon-Intensive South Faces 
Environmental Disaster, No Matter What the 
North Does, Washington, DC: Center for Global 
Development.
World Bank (2004): Prototype Carbon Fund. A 
Public-Private-Partnership. Annual Report 2004, 
Washington, DC.
Als gemeinhin positives Beispiel für privatwirt-
schaftliches Engagement gilt dagegen die Grün-
dung der verschiedenen Carbon Fonds, an der ne-
ben der Weltbank viele der großen Energie- und 
Industrieunternehmen der Annex-I-Länder betei-
ligt waren. Die positiven Erfahrungen zeigen, dass 
private Wirtschaftsakteure in der nationalen wie 
internationalen Klimapolitik eine wichtige und 
konstruktive Rolle einnehmen. Selbst wenn in vie-
len öffentlichen und wissenschaftlichen Debatten 
der For­Profit­ gegenüber dem Non­Profit­Sektor 
weniger präsent ist, gelten privatwirtschaftlich 
handelnde Akteure mittlerweile als konstitutiv für 
die neuen Formen von Governance im Umweltbe-
reich. Gerade in der Umweltpolitik von Entwick-
lungsländern zeigt sich, wie ein solcher Wandel 
– ausgelöst durch ausländische Investitionen, 
Technologietransfer und antizipierte Verregelung 
– stattfindet, wie derartige Prozesse durch entste-
hende Marktkräfte weiter intensiviert werden und 
vor Ort zu neuen Formen von (Selbst-)Regulierung 
führen. Was im konkreten Fall des CDM noch be-
zogen war auf die Verringerung von Treibhausga-
sen, könnte damit möglicherweise auch in anderen 
Umweltbereichen relevant werden.
Ungeklärt ist dagegen noch die Frage, wie 
nachhaltig dieser induzierte Wandel in den Ent-
wicklungsländern ist und welche mittelfristigen 
Auswirkungen CDM-Projekte konkret auf lokale 
Formen von Governance im Umweltbereich haben. 
Brasilien, China und Indien verzeichnen zwar eine 
stark ansteigende Zahl derartiger Projekte und eine 
zunehmende Professionalität im Management sol-
cher Vorhaben. Auch sind bereits deutliche Ände-
rungen in der Institutionenlandschaft und in der 
Gesetzgebung zu beobachten, die explizit auf den 
CDM zurückzuführen sind. Ob diese neuen For-
men von Governance aber tatsächlich effektiver 
das öffentliche Gut Klimaschutz erbringen, als es 
einzelne Staaten bisher konnten, und ob überdies 
der Wandel hin zu einer nachhaltigen Entwicklung 
eingeleitet wird, bleibt vorerst noch ein Desiderat.
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